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Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.
2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu

erfüllen.
(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE HOHE SEE

Die Vertragsstaaten dieses
Übereinkommens,

vom Wunsche geleitet, die Re-
geln des Völkerrechts über die
Hohe See zu kodifizieren,

in der Erkenntnis, daß durch
die nachstehenden Bestimmun-
gen die von der in Genf vom
24. Februar bis 27. April 1958
abgehaltenen Seerechtskonferenz
der Vereinten Nationen ange-
nommen wurden, im wesent-
lichen im Völkerrecht geltende
Grundsätze deklaratorisch fest-
gestellt werden,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Unter „Hohe See" sind alle
Teile des Meeres zu verstehen,
die nicht zum Küstenmeer oder
zu den inneren Gewässern eines
Staates gehören.

Artikel 2

Da die Hohe See allen Nati-
onen offensteht, kann kein
Staat das Recht für sich in An-
spruch nehmen, einen Teil da-
von seiner Souveränität zu
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unterstellen. Die Freiheit der
Hohen See wird gemäß den Be-
dingungen dieser Artikel und
der anderen Regeln des Völker-
rechts ausgeübt. Sie umfaßt für
Küsten- und Binnenstaaten ins-
besondere:

1. die Freiheit der Schiffahrt,
2. die Freiheit der Fischerei,
3. die Freiheit, unterseeische

Kabel und Rohrleitungen
zu legen,

4. die Freiheit, die Hohe See
zu überfliegen.

Diese sowie die anderen nach
den allgemeinen Grundsätzen
des Völkerrechts anerkannten
Freiheiten werden von jedem
Staat unter angemessener Be-
rücksichtigung des Interesses aus-
geübt, das die anderen Staaten
an der Freiheit der Hohen See
haben.

Artikel 3

1. Die Binnenstaaten sollen
freien Zugang zum Meer haben,
um die Freiheit des Meeres im
gleichen Maße wie die Küsten-
staaten zu genießen. Zu diesem
Zweck gewähren die Staaten, die
zwischen dem Meer und einem
Binnenstaat liegen, im Einver-
nehmen mit diesem und in
Übereinstimmung mit den in
Kraft befindlichen internatio-
nalen Übereinkommen

a) dem Binnenstaat auf der
Grundlage der Gegen-
seitigkeit den freien
Durchgang durch ihr Ho-
heitsgebiet;

b) den die Flagge dieses Staa-
tes führenden Schiffen hin-
sichtlich des Zugangs zu
den Seehäfen und ihrer
Benützung die gleiche Be-
handlung wie ihren eige-
nen Schiffen oder den
Schiffen irgendeines ande-
ren Staates.

2. Die Staaten, die zwischen
dem Meer und einem Binnen-
staat liegen, regeln im Einver-
nehmen mit diesem, unter Be-
rücksichtigung der Rechte des
Küsten- oder Durchgangsstaates
sowie der besonderen Verhält-
nisse des Binnenstaates, alle den
freien Durchgang und die
Gleichbehandlung in den Häfen
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betreffenden Fragen, sofern die-
se Staaten nicht bereits Ver-
tragsparteien von in Kraft be-
findlichen internationalen Über-
einkommen sind.

Artikel 4

Alle Staaten, ob Rüsten-
oder Binnenstaaten, haben das
Recht, Schiffe unter ihrer Flagge
auf der Hohen See fahren zu
lassen.

Artikel 5

1. Jeder Staat legt die Bedin-
gungen fest, unter denen er
Schiffen seine Nationalität ge-
währt, sie registriert und ihnen
das Recht einräumt, seine Flagge
zu führen. Schiffe besitzen die
Nationalität des Staates, dessen
Flagge zu führen sie berechtigt
sind. Zwischen dem Staat und
dem Schiff muß eine echte Ver-
bindung bestehen; insbesondere
muß der Staat über die seine
Flagge führenden Schiffe seine
Hoheitsgewalt und seine Kon-
trolle in technischen, sozialen
und Verwaltungsangelegenheiten
tatsächlich ausüben.

2. Jeder Staat stellt den Schif-
fen, denen er das Recht ein-
räumt, seine Flagge zu führen,
entsprechende Dokumente aus.

Artikel 6

1. Schiffe fahren unter der
Flagge eines einzigen Staates
und unterstehen auf Hoher See
seiner ausschließlichen Hoheits-
gewalt, mit Ausnahme besonde-
rer Fälle, die ausdrücklich in
internationalen Verträgen oder
in diesen Artikeln vorgesehen
sind. Ein Schiff darf seine Flagge
während einer Fahrt oder in
einem angelaufenen Hafen nicht
wechseln, außer im Falle eines
tatsächlichen Eigentumsüber-
ganges oder eines Wechsels in
der Registrierung.

2. Ein Schiff, das unter den
Flaggen zweier oder mehrerer
Staaten fährt, von denen es
nach Belieben Gebrauch macht,
kann gegenüber dritten Staaten
keine dieser Nationalitäten gel-
tend machen; es kann einem
Schiff ohne Nationalität gleich-
gestellt werden.
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Artikel 7

Durch die Bestimmungen der
vorstehenden Artikel wird die
Frage der Schiffe, die im offi-
ziellen Dienst einer zwischen-
staatlichen Organisation stehen
und deren Flagge führen, nicht
berührt.

Artikel 8

1. Kriegsschiffe genießen auf
Hoher See vollständige Immu-
nität von der Hoheitsgewalt
jedes anderen Staates als des
Flaggenstaates.

2. Im Sinne dieser Artikel
bezeichnet der Ausdruck
„Kriegsschiff" ein zu den See-
streitkräften eines Staates ge-
hörendes Schiff, das die äußeren
Kennzeichen der Kriegsschiffe
seiner Nationalität trägt. Der
kommandierende Offizier muß
im Staatsdienst stehen, sein Na-
me muß in der Rangliste der
Kriegsmarine enthalten sein, und
die Besauung muß den Regeln
militärischer Disziplin unter-
worfen sein.

Artikel 9

Einem Staat gehörende oder
von ihm verwendete Schiffe, die
im Staatsdienst stehen und aus-
schließlich anderen als Handels-
zwecken dienen, genießen auf
Hoher See vollständige Immu-
nität von der Hoheitsgewalt
jedes anderen Staates als des
Flaggenstaates.

Artikel 10

1. Jeder Staat hat für die
seine Flagge führenden Schiffe
die für die Gewährleistung der
Sicherheit auf See erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, insbe-
sondere in bezug auf

a) die Verwendung von Sig-
nalen, die Aufrechterhal-
tung von Nachrichtenver-
bindungen und die Ver-
hütung Von Zusammen-
stößen;

b) die Bemannung der Schiffe
und die Arbeitsbedingun-
gen der Besatzungen, unter
Berücksichtigung der ein-
schlägigen internationalen
Übereinkünfte über Ar-
beitsfragen;
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c) den Bau, die Ausrüstung
und die Seetüchtigkeit der
Schiffe.

2. Bei Anordnung dieser
Maßnahmen hat sich jeder Staat
nach den allgemein anerkann-
ten internationalen Normen zu
richten und alle erforderlichen
Vorkehrungen zu treffen, um
ihre Beachtung sicherzustellen.

Artikel 11

1. Bei Schiffszusammenstößen
und anderen mit der Führung
eines Schiffes zusammenhängen-
den Ereignissen auf Hoher See,
welche die strafrechtliche oder
disziplinäre Verantwortlichkeit
des Kapitäns oder einer son-
stigen im Dienst des Schiffes
stehenden Person nach sich zie-
hen könnten, darf eine straf-
rechtliche oder disziplinäre Ver-
folgung dieser Personen nur bei
den Justiz- oder Verwaltungs-
behörden des Flaggenstaates
oder des Staates eingeleitet wer-
den, dessen Staatsangehörigkeit
die Person besitzt.

2. In disziplinären Angelegen-
heiten ist nur der Staat, der ein
Kapitänspatent oder ein Befä-
higungs- oder Erlaubniszeugnis
ausgestellt hat, zuständig, nach
ordnungsgemäßem gesetzlichen
Verfahren die Entziehung dieser
Urkunden anzuordnen, auch
wenn der Inhaber nicht die
Staatsangehörigkeit des ausstel-
lenden Staates besitzt.

3. Eine Beschlagnahme oder
eine Zurückhaltung des Schiffes
darf, selbst zu Untersuchungs-
zwecken, nur von den Behörden
des Flaggenstaates angeordnet
werden.

Artikel 12

1. Jeder Staat hat den Kapi-
tän eines unter seiner Flagge
fahrenden Schiffes zu verpflich-
ten, soweit dieser ohne ernst-
liche Gefährdung des Schiffes,
der Besatzung oder der Passa-
giere dazu imstande ist:

a) jeder Person, die auf See
in Lebensgefahr angetrof-
fen wird, Hilfe zu leisten;
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b) Personen in Seenot so
schnell wie möglich zu
Hilfe zu eilen, wenn er
von ihrem Hilfebedürfnis
Kenntnis erhält, soweit
diese Handlung von ihm
vernünftigerweise erwar-
tet werden kann;

c) nach einem Zusammenstoß
dem anderen Schiff, dessen
Besatzung und dessen Pas-
sagieren Hilfe zu leisten
und diesem Schiff nach
Möglichkeit den Namen
seines eigenen Schiffes, des
Registerhafens und des
nächsten Hafens, den es
anlaufen wird, mitzutei-
len.

2. Alle Küstenstaaten fördern
die Errichtung und die Unter-
haltung eines angemessenen und
wirksamen Such- und Rettungs-
dienstes, um die Sicherheit auf
und über der See zu gewähr-
leisten, und schließen zu diesem
Zweck erforderlichenfalls regio-
nale Abkommen über die gegen-
seitige Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten ab.

Artikel 13

Jeder Staat hat wirksame
Maßnahmen zu ergreifen, um
die Beförderung von Sklaven
auf Schiffen, die seine Flagge zu
führen berechtigt sind, zu ver-
hindern und zu bestrafen und
die unrechtmäßige Verwendung
seiner Flagge zu diesem Zweck
zu verhindern. Jeder Sklave, der
auf ein Schiff, gleich welcher
Flagge, flüchtet, ist ipso facto
frei

Artikel 14

Alle Staaten haben soweit
irgendwie möglich zusammen-
zuarbeiten, um die Seeräuberei
auf Hoher See oder an jedem
anderen Ort zu bekämpfen, der
keiner staatlichen Hoheitsgewalt
untersteht.

Artikel 15

Als Seeräuberei gelten fol-
gende Handlungen:

1. Jede rechtswidrige Gewalt-
tat, Freiheitsberaubung oder
Plünderung, die von der Be-
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satzung oder den Passagieren
eines privaten Schiffes oder Luft-
fahrzeuges zu persönlichen
Zwecken begangen wird und die
gerichtet ist:

a) auf Hoher See gegen ein
anderes Schiff oder Luft-
fahrzeug oder gegen Per-
sonen und Vermögens-
werte an Bord dieses
Schiffes oder Luftfahr-
zeuges;

b) an einem Ore, der keiner
staatlichen Hoheitsgewalt
untersteht, gegen ein
Schiff oder Luftfahrzeug
oder gegen Personen und
Vermögenswerte;

2. jede freiwillige Beteiligung
an der Verwendung eines
Schiffes oder Luftfahrzeuges, so-
fern dies in Kenntnis von Um-
ständen erfolgt, die ihm die
Eigenschaft eines Seeräuber-
schiffes oder -luftfahrzeuges ver-
leihen;

3. jede Anstiftung zu den in
den Ziffern 1 und 2 bezeich-
neten Handlungen oder jede
beabsichtigte Erleichterung sol-
cher Handlungen.

Artikel 16

Begeht ein Kriegsschiff, Staats-
schiff oder staatliches Luftfahr-
zeug, dessen meuternde Besat-
zung die Herrschaft an sich ge-
rissen hat, seeräuberische Hand-
lungen, wie sie in Artikel 15
definiert sind, so werden diese
den von einem privaten Schiff
begangenen Handlungen gleich-
gestellt.

Artikel 17

Als Seeräuberschiffe oder -luft-
fahrzeuge gelten Schiffe oder
Luftfahrzeuge, die von den Per-
sonen, unter deren tatsächlicher
Kontrolle sie stehen, dazu be-
stimmt sind, zu einer der in
Artikel 15 bezeichneten Hand-
lungen verwendet zu werden.
Das gleiche gilt für Schiffe oder
Luftfahrzeuge, die zu derarti-
gen Handlungen benutzt wur-
den, solange sie unter der Kon-
trolle der Personen verbleiben,
die sich dieser Handlungen
schuldig gemacht haben.
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Artikel 18

Ein Schiff oder Luftfahrzeug
kann seine Nationalität beibe-
halten, obwohl es zum See-
räuberschiff oder -luftfahrzeug
geworden ist. Die Beibehaltung
oder der Verlust der Nationali-
tät bestimmt sich nach dem
Recht des Staates, der diese
Nationalität zuerkannt hat.

Artikel 19

Jeder Staat kann auf Hoher
See oder an einem anderen Ort,
der keiner staatlichen Hoheits-
gewalt untersteht, ein Seeräuber-
schiff oder -luftfahrzeug oder
ein durch seeräuberische Hand-
lungen erbeutetes und unter der
Kontrolle von Seeräubern ste-
hendes Schiff aufbringen, die
Personen an Bord des Schiffes
oder Luftfahrzeuges festnehmen
und die dort befindlichen Ver-
mögenswerte beschlagnahmen.
Die Gerichte des Staates, der die
Beschlagnahme durchgeführt
hat, können, vorbehaltlich der
Rechte gutgläubiger Dritter,
über die zu verhängenden Stra-
fen sowie über die Maßnahmen
entscheiden, die bezüglich des
Schiffes, des Luftfahrzeuges
oder der Vermögenswerte zu
treffen sind.

Artikel 20

Erfolgte die Aufbringung
eines der Seeräuberei verdäch-
tigten Schiffes oder Luftfahr-
zeuges ohne hinreichenden
Grund, so haftet der aufbrin-
gende Staat dem Staate, dessen
Nationalität das Schiff oder
Luftfahrzeug besitzt, für jeden
durch die Aufbringung verur-
sachten Verlust oder Schaden.

Artikel 21

Eine Aufbringung wegen See-
räuberei darf nur von Kriegs-
schiffen oder Militärluftfahr-
zeugen oder von anderen im
Staatsdienst stehenden Schiffen
oder Luftfahrzeugen vorgenom-
men werden, die hiezu befugt
sind.
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Artikel 22

1. Abgesehen von Fällen, in
denen ein Einschreiten auf einer
vertraglich eingeräumten Befug-
nis beruht, darf ein Kriegsschiff,
das einem fremden Handels-
schiff auf Hoher See begegnet,
dieses nur anhalten, wenn ein
ernstlicher Grund zur Annahme
besteht:

a) daß das Schiff Seeräuberei
betreibt;

b) daß das Schiff Sklaven-
handel betreibt;

c) daß das Schiff, das eine
fremde Flagge führt oder
sich weigert, seine Flagge
zu setzen, in Wirklichkeit
dieselbe Nationalität wie
das Kriegsschiff besitzt.

2. In den unter lit. a, b und c
vorgesehenen Fällen kann das
Kriegsschiff die Berechtigung
zur Flaggenführung überprü-
fen. Zu diesem Zweck kann es
ein Boot unter dem Kommando
eines Offiziers zu dem verdäch-
tigten Schiff entsenden. Bleibt der
Verdacht nach Prüfung der
Schiffspapiere bestehen, so kann
das Kriegsschiff eine weitere
Untersuchung an Bord des Schif-
fes vornehmen, die so rück-
sichtsvoll wie möglich durchzu-
führen ist.

3. Erweist sich der Verdacht
als unbegründet und hat das
angehaltene Schiff keine den
Verdacht rechtfertigende Hand-
lung begangen, so ist ihm jeder
Verlust oder Schaden zu er-
setzen.

Artikel 23

1. Die Nacheile nach einem
fremden Schiff kann vorgenom-
men werden, wenn die zustän-
digen Behörden des Küstenstaa-
tes guten Grund zur Annahme
haben, daß das Schiff die Gesetze
und Vorschriften dieses Staates
verletzt hat. Die Nacheile muß
beginnen, solange sich das frem-
de Schiff oder eines seiner Boote
innerhalb der inneren Gewässer,
des Küstenmeeres oder der An-
schlußzone des nacheilenden
Staates befindet und darf außer-
halb des Küstenmeeres oder der
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Anschlußzone nur. dann fort-
gesetzt werden, wenn sie nicht
unterbrochen wurde. Fordert
ein Schiff ein innerhalb des
Küstenmeeres oder der Alt-
schlußzone fahrendes fremdes
Schiff zum Anhalten auf, so
braucht es sich im Zeitpunkt,
in dem das fremde Schiff diese
Aufforderung erhält, nicht
selbst innerhalb des Küsten-
meeres oder der Anschlußzone
zu befinden. Befindet sich das
fremde Schiff innerhalb einer
Anschlußzone, wie sie in Ar-
tikel 24 des Obereinkommens
über das Küstenmeer und die
Anschlußzone definiert ist, so
darf die Nacheile nur wegen
einer Verletzung der Rechte
vorgenommen werden, zu deren
Schutz die Zone errichtet wurde.

2. Das Recht der Nacheile en-
det, sobald das verfolgte Schiff
das Küstenmeer seines eigenen
oder eines dritten Staates er-
reicht hat.

3. Die Nacheile gilt erst dann
als begonnen, wenn sich das
nacheilende Schiff durch die ihm
zur Verfügung stehenden geeig-
neten Mittel davon überzeugt
hat, daß das verfolgte Schiff
oder eines seiner Boote oder
andere im Verband arbeitende
Fahrzeuge, die das verfolgte
Schiff als Mutterschiff benützen,
sich innerhalb des Küstenmeeres
oder gegebenenfalls der An-
schlußzone befinden. Die Nach-
eile darf erst begonnen werden,
nachdem ein Sicht- oder Schall-
signal zum Anhalten aus einer
Entfernung gegeben wurde, in
der es vom betreffenden Schiff
gesehen oder gehört werden
kann.

4. Das Recht der Nacheile darf
nur von Kriegsschiffen oder
Militärluftfahrzeugen oder an-
deren im Staatsdienst stehenden
Schiffen oder Luftfahrzeugen
ausgeübt werden, die hiezu be-
sonders befugt sind.

5. Im Fall einer Nacheile
durch ein Luftfahrzeug

a) finden die Absätze 1 bis 3
sinngemäß Anwendung;



78. Stück — Ausgegeben am 3. Mai 1974 — Nr. 246 1351

b) muß das Luftfahrzeug,
welches das Schiff zum
Anhalten auffordert, die-
ses so lange selbst verfol-
gen, bis ein von ihm her-
beigerufenes Schiff oder
Luftfahrzeug des Küsten-
staates an Ort und Stelle
eintrifft, um die Nacheile
fortzusetzen, es sei denn,
daß das Luftfahrzeug
selbst das Schiff anhalten
kann. Um das Anhalten
eines Schiffes auf Hoher
See zu rechtfertigen, ge-
nügt es nicht, daß dieses
von einem Luftfahrzeug
bei einer Gesetzesverlet-
zung gesichtet oder einer
solchen verdächtigt wurde,
wenn es nicht vom Luft-
fahrzeug selbst oder ande-
ren Luftfahrzeugen oder
Schiffen, welche die Nach-
eile ohne Unterbrechung
fortsetzen, sowohl zum
Anhalten aufgefordert als
auch verfolgt wurde.

6. Die Freigabe eines Schiffes,
das im Hoheitsbereich eines
Staates angehalten und zwecks
Untersuchung durch die zustän-
digen Behörden in einen Hafen
dieses Staates geleitet wurde,
kann nicht allein aus dem
Grunde gefordert werden, daß
das Schiff, weil die Umstände
dies erforderlich machten, auf
seiner Fahrt über einen Teil der
Hohen See geleitet wurde.

7. Wurde ein Schiff auf Ho-
her See unter Umständen ange-
halten oder beschlagnahmt, wel-
che die Ausübung des Rechts der
Nacheile nicht rechtfertigen, so
ist ihm jeder Verlust oder Scha-
den zu ersetzen.

Artikel 24

Jeder Staat hat, unter Berück-
sichtigung bestehender vertrag-
licher Bestimmungen Vorschrif-
ten zu erlassen, um die Ver-
schmutzung der Meere infolge
des Ablassens von Öl aus Schif-
fen oder Rohrleitungen oder in-
folge der Ausbeutung und Er-
forschung des Meeresgrundes
und Meeresuntergrundes zu ver-
hüten.
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Artikel 25

1. Jeder Staat hat Maßnah-
men zu treffen, um die Verseu-
chung des Meeres durch die Ver-
senkung radioaktiver Abfälle
zu verhüten, wobei alle von
den zuständigen internationalen
Organisationen ausgearbeiteten
Normen und Vorschriften zu
berücksichtigen sind.

2. Alle Staaten haben mit
den zuständigen internationalen
Organisationen zusammenzuar-
beiten, um Maßnahmen zur
Verhütung der Verseuchung
des Meeres und des darüber be-
findlichen Luftraumes zu tref-
fen, die aus jeder Verwendung
radioaktiven Materials oder an-
derer schädigender Wirkstoffe
herrühren.

Artikel 26

1. Jeder Staat hat das Recht,
auf dem Grund der Hohen See
unterseeische Kabel und Rohr-
leitungen zu legen.

2. Der Küstenstaat darf das
Legen oder die Unterhaltung
dieser Kabel oder Rohrleitungen
nicht behindern, vorbehaltlich
seines Rechts, angemessene Maß-
nahmen zur Erforschung des
Festlandsockels und zur Aus-
beutung seiner natürlichen
Schätze zu ergreifen.

3. Beim Legen dieser Kabel
oder Rohrleitungen hat der be-
treffende Staat auf die bereits
auf dem Meeresgrund liegenden
Kabel und Rohrleitungen ge-
bührend Rücksicht zu nehmen.
Er darf insbesondere die Repa-
raturmöglichkeiten an bereits
gelegten Kabeln oder Rohr-
leitungen nicht beeinträchtigen.

Artikel 27

Jeder Staat hat die erforder-
lichen gesetzgeberischen Maß-
nahmen zu treffen, damit jede
vorsätzliche oder fahrlässige
Unterbrechung oder Beschädi-
gung eines unterseeischen Ka-
bels auf Hoher See durch ein
seine Flagge führendes Schiff
oder durch eine seiner Hoheits-
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gewalt unterstehende Person,
soweit dadurch die Telegraphen-
oder Fernsprechverbindungen
unterbrochen oder gestört wer-
den könnten, sowie jede unter
denselben Umständen erfolgte
Unterbrechung oder Beschädi-
gung unterseeischer Hochspan-
nungsleitungen oder Rohr-
leitungen, eine strafbare Hand-
lung darstellt. Diese Bestim-
mung findet keine Anwendung,
wenn die Unterbrechung oder
Beschädigung von Personen ver-
ursacht wurde, die lediglich das
rechtmäßige Ziel verfolgten, ihr
Leben oder die Sicherheit des
Schiffes zu schützen, nachdem sie
alle erforderlichen Vorsichts-
maßnahmen getroffen hatten,
um eine derartige Unterbre-
chung oder Beschädigung zu ver-
meiden.

Artikel 28

Jeder Staat hat die erforder-
lichen gesetzgeberischen Maß-
nahmen zu treffen, damit die
seiner Hoheitsgewalt unterste-
henden Personen, die Eigen-
tümer eines in Hoher See ge-
legenen Kabels oder einer Rohr-
leitung sind und beim Legen
oder bei der Reparatur eines
solchen Kabels oder einer sol-
chen Rohrleitung die Unterbre-
chung oder Beschädigung eines
anderen Kabels oder einer an-
deren Rohrleitung verursachen,
die dadurch entstandenen Repa-
raturkosten tragen.

Artikel 29

Jeder Staat hat die erforder-
lichen gesetzgeberischen Maß-
nahmen zu treffen, damit die
Schiffseigentümer, die beweisen
können, daß sie einen Anker,
ein Netz oder ein anderes
Fischfanggerät geopfert haben,
um die Beschädigung eines
unterseeischen Kabels oder
einer unterseeischen Rohrleitung
zu vermeiden, vom Eigentümer
des Kabels oder der Rohrleitung
entschädigt werden, sofern sie
zuvor alle angemessenen Vor-
sichtsmaßnahmen getroffen ha-
ben.



1354 78. Stück — Ausgegeben am 3. Mai 1974 — Nr. 246

Artikel 30

Die Bestimmungen dieses
Übereinkommens berühren
Übereinkommen oder andere
internationale Vereinbarungen
nicht, die sich zwischen deren
Vertragsparteien in Kraft befin-
den.

Artikel 31

Dieses Übereinkommen wird
bis zum 31. Oktober 1958 für
alle Mitgliedstaaten der Verein-
ten Nationen oder eine ihrer
SpezialOrganisationen sowie je-
den anderen Staat zur Unter-
zeichnung aufgelegt, der von der
Generalversammlung eingeladen
wird, Vertragspartei des Über-
einkommens zu werden.

Artikel 32

Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt.

Artikel 33

Dieses Übereinkommen steht
jedem Staat, der einer der in
Artikel 31 bezeichneten Katego-
rien angehört, zum Beitritt
offen. Die Beitrittsurkunden
werden beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt.

Artikel 34

1. Dieses Übereinkommen
tritt am dreißigsten Tage nach
dem Tag der Hinterlegung der
zweiundzwanzigsten Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde
beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen in Kraft.

2. Für jeden Staat, der das
Übereinkommen nach der Hin-
terlegung der zweiundzwanzig-
sten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde ratifiziert oder
ihm beitritt, tritt das Überein-
kommen am dreißigsten Tage
nach Hinterlegung seiner Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.
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Artikel 35

1. Nach Ablauf von fünf
Jahren, vom Tage des Inkraft-
tretens dieses Übereinkommens
an gerechnet, kann jede Ver-
tragspartei durch eine an den
Generalsekretär gerichtete
schriftliche Notifikation jeder-
zeit einen Antrag auf Revision
dieses Übereinkommens stellen.

2. Die Generalversammlung
der Vereinten Nationen ent-
scheidet über die in bezug auf
diesen Antrag gegebenenfalls zu
treffenden Maßnahmen.

Artikel 36

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen notifiziert allen
Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen und den anderen in
Artikel 31 angeführten Staaten

a) die Unterzeichnung dieses
Übereinkommens und die
Hinterlegung von Ratifi-
kations- oder Beitritts-
urkunden gemäß Arti-
kel 31, 32 und 33;

b) den Tag, an dem dieses
Übereinkommen gemäß
Artikel 34 in Kraft tritt;

c) die gemäß Artikel 35 ge-
stellten Revisionsanträge.

Artikel 37

Das Original dieses Überein-
kommens, dessen chinesischer,
englischer, französischer, russi-
scher und spanischer Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist,
wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt,
der jedem der in Artikel 31
bezeichneten Staaten eine be-
glaubigte Abschrift übermittelt.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die von ihren Regierungen
hiezu gehörig bevollmächtigten
Unterzeichneten dieses Überein-
kommen mit ihrer Unterschrift
versehen.

GESCHEHEN zu Genf, am
neunundzwanzigsten April neun-
zehnhundertachtundfünfzig.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 10. Jänner 1974 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter-
legt; das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 34 Absatz 2 am 9. Feber 1974 für Österreich in
Kraft getreten.

Derzeit gehören dem Übereinkommen folgende Staaten an: Afghanistan, Albanien, Australien,
Belgien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik,
Pidschi, Finnland, Guatemala, Haiti, Indonesien, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jugoslawien, Kenia,
Khmer, Lesotho, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mauritius, Mexiko, Nepal, Niederlande, Nigeria,
Obervolta, Polen, Portugal, Rumänien, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Sowjetunion, Spanien, Süd-
afrika, Swasiland, Thailand, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechoslowakei, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Venezuela, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika, Weißrußland, Zentralafrikanische Republik.

Folgende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
nachstehende Vorbehalte erklärt oder Erklärungen abgegeben:

ALBANIEN

Artikel 9: Die Regierung der Volksrepublik
Albanien ist der Auffassung, daß auf Grund der
bekannten Grundsätze des Völkerrechtes alle
staatlichen Schiffe, die einem Staat gehören oder
von ihm verwendet werden, ungeachtet des
Zweckes, dem sie dienen, ausschließlich der Ho-
heitsgewalt des Staates unterstehen, unter dessen
Flagge sie fahren.

Erklärung: Die Regierung der Volksrepublik
Albanien erklärt, daß die in dem Übereinkom-
men festgelegte Definition der Seeräuberei mit
dem derzeit geltenden Völkerrecht nicht in Ein-
klang steht und nicht der Gewährleistung der
freien Schiffahrt auf hoher See dient.

BULGARIEN

Vorbehalt und Erklärung anläßlich der Ratifi-
kation:

Vorbehalt hinsichtlich Artikel 9: Die Regierung
der Volksrepublik Bulgarien ist der Auffassung,
daß der Grundsatz des Völkerrechts, wonach
Schiffe auf hoher See der Hoheitsgewalt des
Flaggenstaates unterstehen, uneingeschränkt für
alle staatlichen Schiffe gilt.

Erklärung: Die Regierung der Volksrepublik
Bulgarien ist der Auffassung, daß die in dem
Übereinkommen festgelegte Definition der See-
räuberei bestimmte Akte, die nach dem gelten-
den Völkerrecht als seeräuberische Handlungen
betrachtet werden sollten, nicht erfaßt und der
Gewährleistung der freien Schiffahrt auf inter-
nationalen Seewegen nicht dient.

INDONESIEN

Vorbehalt anläßlich der Ratifikation: „ . . . daß
die in dem Übereinkommen verwendeten Aus-
drücke ,Küstenmeer' und ,innere Gewässer', so-
weit es die Republik Indonesien betrifft, gemäß
Artikel 1 der anstelle eines Gesetzes erlassenen
Regierungsverordnung Nr. 4 aus dem Jahre 1960
(Staatsgesetzblatt 1960, Nr. 22) über indonesische
Gewässer ausgelegt werden, die auf Grund des

Artikels 1 des Gesetzes Nr. 1 aus dem Jahre 1961
(Staatsgesetzblatt 1961, Nr. 3) bezüglich der Ge-
setzwerdung aller vor dem 1. Jänner 1961 erlas-
senen Notstandsgesetze und anstelle von Geset-
zen erlassenen Regierungsverordnungen Gesetz
geworden ist.

Dieser Artikel hat folgenden Wortlaut:

Artikel 1: 1. Die indonesischen Gewässer be-
stehen aus dem Küstenmeer und den inneren Ge-
wässern Indonesiens.

2. Das indonesische Küstenmeer ist ein Meeres-
gürtel von einer Breite von zwölf Seemeilen,
deren äußere Begrenzung senkrecht zu den
Grundlinien oder Punkten auf den Grundlinien
gemessen wird, die aus geraden Linien bestehen,
welche die äußersten Punkte auf der Tiefwasser-
standsmarke auf den äußersten, indonesisches
Hoheitsgebiet bildenden Inseln oder Teilen sol-
cher Inseln verbinden, mit der Maßgabe, daß im
Falle von Meerengen mit einer Breite von nicht
mehr als vierundzwanzig Seemeilen, bei denen
Indonesien nicht der einzige Küstenstaat ist, die
äußere Grenze des indonesischen Küstenmeeres in
der Mitte der Meerenge zu ziehen ist.

3. Die indonesischen inneren Gewässer sind alle
Gewässer, die innerhalb der in Absatz 2 genann-
ten Grundlinien liegen.

4. Eine Seemeile ist sechzig auf einen Breiten-
grad . . ."

MEXIKO

Artikel 9: Die Regierung von Mexiko meldet
einen ausdrücklichen Vorbehalt hinsichtlich Ar-
tikel 9 an, da sie der Auffassung ist, daß staatliche
Schiffe ohne Rücksicht auf die Verwendung, der
sie zugeführt werden, Immunität genießen. Sie ak-
zeptiert daher nicht die in dem gegenständlichen
Artikel vorgesehene Einschränkung, wonach nur
einem Staat gehörende und von ihm verwendete
Schiffe, die im Staatsdienst stehen und ausschließ-
lich anderen als Handelszwecken dienen, auf
hoher See Immunität von der Hoheitsgewalt
anderer Staaten genießen.
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POLEN

Artikel 9: „Die Regierung der Volksrepublik
Polen ist der Auffassung, daß die in Artikel 9
festgelegte Vorschrift für alle Schiffe, die einem
Staat gehören oder von ihm verwendet werden,
gilt."

Erklärung: „Die Regierung der Volksrepublik
Polen ist der Auffassung, daß die in dem Über-
einkommen enthaltene Definition der Seeräuberei
dem derzeitigen Stand des Völkerrechtes in dieser
Hinsicht nicht voll entspricht."

RUMÄNIEN

Artikel 9: Die Regierung der Rumänischen
Volksrepublik ist der Auffassung, daß der
Grundsatz des Völkerrechtes, wonach ein Schiff
auf hoher See keiner anderen Staatsgewalt als
der des Flaggenstaates untersteht, für alle staat-
lichen Schiffe, ohne Rücksicht auf den Zweck, für
den sie verwendet werden, gilt.

Erklärung: Die Regierung der Rumänischen
Volksrepublik ist der Auffassung, daß die in Ar-
tikel 15 des Obereinkommens über die Hohe See
festgelegte Definition der Seeräuberei bestimmte
Akte, die nach dem geltenden Völkerrecht als
seeräuberische Handlungen betrachtet werden
sollten, nicht erfaßt.

SOWJETUNION

Artikel 9: Die Regierung der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken ist der Auffassung,
daß der Grundsatz des Völkerrechts, wonach ein
Schiff auf hoher See keiner anderen Staatsgewalt
als der des Flaggenstaates untersteht, uneinge-
schränkt für alle staatlichen Schiffe gilt.

Erklärung: Die Regierung der Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken ist der Auffassung,
daß die in dem Übereinkommen festgelegte De-
finition der Seeräuberei bestimmte Akte, die nach
dem geltenden Völkerrecht als seeräuberische
Handlungen betrachtet werden sollten, nicht er-
faßt und der Gewährleistung der freien Schiff-
fahrt auf internationalen Seewegen nicht dient.

SPANIEN

Spaniens Beitritt ist nicht als Anerkennung
irgendwelcher anderer als der in Artikel 10 des
Vertrages von Utrecht zwischen der Krone Spa-
niens und der Krone Großbritanniens vom
13. Juli 1713 angeführten Rechte oder Situatio-
nen in Zusammenhang mit den Gewässern von
Gibraltar auszulegen.

TSCHECHOSLOWAKEI

Artikel 9: „Die Regierung der Tschechoslo-
wakischen Republik ist der Auffassung, daß nach
dem geltenden Völkerrecht staatliche Schiffe, die
für Handelszwecke verwendet werden, auf hoher
See ebenfalb vollständige Immunität von der
Hoheitsgewalt jedes anderen Staates als des
Flaggenstaates genießen."

Erklärung: „Die Regierung der Tschechoslowa-
kischen Republik steht auf dem Standpunkt, daß
der Begriff der Seeräuberei nach der Definition
in dem Übereinkommen weder dem geltenden
Völkerrecht noch den Interessen der Gewähr-
leistung der freien Schiffahrt auf hoher See ent-
spricht."

UKRAINE

Sinngemäß der gleiche Vorbehalt und die
gleiche Erklärung wie die Sowjetunion.

UNGARN

Artikel 9: „Die Regierung der Ungarischen
Volksrepublik ist der Ansicht, daß nach den all-
gemeinen Regeln des Völkerrechtes einem Staat
gehörende und von ihm verwendete Schiffe, die
im Staatsdienst stehen, gleichgültig ob sie Han-
delszwecken oder anderen als Handelszwecken -
dienen, auf hoher See die gleiche Immunität wie
Kriegsschiffe genießen."

Erklärung: „Die Regierung der Ungarischen
Volksrepublik erklärt, daß die in dem Überein-
kommen festgelegte Definition der Seeräuberei
mit dem derzeit geltenden Völkerrecht nicht in
Einklang steht und den allgemeinen Interessen
der freien Schiffahrt auf hoher See nicht dient."

VEREINIGTES KÖNIGREICH GROSS-
BRITANNIEN U N D NORDIRLAND

„Bei Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde
erklärt die Regierung Ihrer Majestät im Ver-

einigten Königreich Großbritannien und Nord-
irland, daß, sofern nicht in hiernach erfolgenden
weiteren und gesonderten Mitteilungen etwas
anderes festgestellt wird, sich die Ratifizierung
des vorliegenden Übereinkommens seitens des
Vereinigten Königreiches nicht auf die unter bri-
tischem Schutz stehenden Staaten im Persisches
Golf erstreckt. Multilaterale Übereinkommen,
denen das Vereinigte Königreich beitritt, werden
auf diese Staaten solange nicht ausgedehnt, bis
eine Ausdehnung vom Herrscher des betreffen-
den Staates beantragt wird."

WEISSRUSSLAND

Sinngemäß der gleiche Vorbehalt und die
gleiche Erklärung wie die Sowjetunion.

Kreisky
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Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 1 Abs. 2, Art. 3 Abs. 1 und Art. 5
bis 9 sowie 12 und 13 verfassungsändernd sind, wird genehmigt.
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(Übersetzung)

ABKOMMEN
ÜBER STRAFBARE UND BESTIMMTE
ANDERE AN BORD VON LUFTFAHR-
ZEUGEN BEGANGENE HANDLUNGEN

DIE VERTRAGSSTAATEN dieses Abkommens
HABEN folgendes VEREINBART:

Kapitel I — Anwendungsbereich des Ab-
kommens

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung auf
a) Zuwiderhandlungen gegen Strafgesetze;
b) Handlungen, welche, gleichviel, ob sie straf-

bare Handlungen darstellen oder nicht, die
Sicherheit des Luftfahrzeugs oder der Per-
sonen oder Sachen an Bord gefährden oder
gefährden können oder welche die Ord-
nung und Disziplin an Bord gefährden.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Kapi-
tels III findet dieses Abkommen Anwendung
auf strafbare oder andere Handlungen, die ein«
Person an Bord eines in einem Vertragsstaat
eingetragenen Luftfahrzeugs begeht, während
sich dieses im Flug oder auf der Oberfläche der
hohen See oder eines anderen Gebiets außerhalb
des Hoheitsgebiets eines Staates befindet.

(3) Im Sinne dieses Abkommens gilt ein Luft-
fahrzeug als im Flug befindlich von dem Augen-
blick an, in dem zum Zwecke des Starts Kraft
aufgewendet wird, bis zu dem Augenblick, in
dem der Landelauf beendet ist.

(4) Dieses Abkommen findet keine Anwendung
auf Luftfahrzeuge, die im Militär-, Zoll- oder
Polizeidienst verwendet werden.

Artikel 2
Unbeschadet des Artikels 4 und ausgenom-

men, daß es die Sicherheit des Luftfahrzeugs oder
der Personen oder Sachen an Bord erfordert,
dürfen Bestimmungen dieses Abkommens nicht
dahin ausgelegt werden, daß sie im Falle von
Zuwiderhandlungen gegen Strafgesetze, die poli-
tischen Charakter haben oder auf einer benach-
teiligenden Unterscheidung in russischer oder
religiöser Hinsicht beruhen, zu einer Maßnahme
ermächtigen oder sie verlangen.

Kapitel II — Gerichtsbarkeit
Artikel 3

(1) Der Eintragungsstaat des Luftfahrzeugs ist
zuständig, über die an Bord begangenen straf-
baren und anderen Handlungen zu erkennen.
(2) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen
Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit als Ein-
tragungsstaat über strafbare Handlungen zu be-
gründen, die an Bord eines in diesem Staat ein-
getragenen Luftfahrzeugs begangen werden.
(3) Dieses Abkommen schließt eine Straf-
gerichtsbarkeit, die nach nationalem Recht aus-
geübt wird, nicht aus.

Artikel 4
Ein Vertragsstaat, der nicht der Eintragungs-

staat ist, darf ein Luftfahrzeug im Flug nicht
behindern, um seine Strafgerichtsbarkeit über
eine an Bord begangene strafbare Handlung aus-
zuüben, es sei denn in folgenden Fällen:

a) Die strafbare Handlung wirkt sich im
Hoheitsgebiet dieses Staates aus;

b) die strafbare Handlung ist von einer oder
gegen eine Person begangen worden, die
Angehöriger dieses Staates ist oder dort
ihren sündigen Aufenthalt hat;
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c) die strafbare Handlung richtet sich gegen
die Sicherheit dieses Staates;

d) die strafbare Handlung besteht in einer
Verletzung der in diesem Staat geltenden
Flug- oder Luftverkehrsregeln oder -vor-
schriften;

e) die Ausübung der Gerichtsbarkeit ist not-
wendig, um die Beachtung einer Ver-
pflichtung dieses Staates aus einer mehr-
seitigen internationalen Übereinkunft zu
gewährleisten.

Kapitel III — Befugnisse des Luftfahrzeug-
kommandanten

Artikel 5

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels finden
keine Anwendung auf strafbare und andere
Handlungen, die eine Person an Bord eines im
Flug befindlichen Luftfahrzeugs im Luftraum des
Eintragungsstaats oder über der hohen See oder
einem anderen Gebiet außerhalb des Hoheits-
gebiets eines Staates begangen hat oder zu be-
gehen im Begriff ist, es sei denn, daß der letzte
Abflugort oder der Ort der nächsten vorgesehe-
nen Landung in einem anderen Staat als dem
Eintragungsstaat liegt oder daß das Luftfahr-
zeug anschließend mit der noch an Bord befind-
lichen Person in den Luftraum eines anderen
Staates als den des Eintragungsstaats einfliegt.

(2) Im Sinne dieses Kapitels gilt ungeachtet des
Artikels 1 Absatz 3 ein Luftfahrzeug als im
Flug befindlich von dem Augenblick an, in dem
alle Außentüren nach dem Einsteigen geschlos-
sen worden sind, bis zu dem Augenblick, in dem
eine dieser Türen zum Aussteigen geöffnet wird.
Im Fall einer Notlandung finden die Bestim-
mungen dieses Kapitels weiterhin Anwendung
auf die an Bord begangenen strafbaren und ande-
ren Handlungen, bis zuständige Behörden eines
Staates die Verantwortung für das Luftfahrzeug
und für die Personen und Sachen an Bord über-
nehmen.

Artikel 6

(1) Hat der Luftfahrzeugkommandant ausrei-
chende Gründe für die Annahme, daß eine Per-
son an Bord des Luftfahrzeugs eine strafbare
oder andere Handlung nach Artikel 1 Absatz 1
begangen hat oder zu begehen im Begriff ist,
so kann er gegenüber dieser Person angemessene
Maßnahmen, einschließlich Zwangsmaßnahmen,
treffen, die notwendig sind,

a) um die Sicherheit des Luftfahrzeugs oder
der Personen oder Sachen an Bord zu
gewährleisten;

b) um die Ordnung und Disziplin an Bord
aufrechtzuerhalten;

c) um es ihm zu ermöglichen, diese Person
zuständigen Behörden zu übergeben oder
sie in Übereinstimmung mit den Bestim-
mungen dieses Kapitels abzusetzen.

(2) Der Luftfahrzeugkommandant kann von
anderen Besatzungsmitgliedern verlangen oder
sie ermächtigen sowie Fluggäste auffordern oder
ermächtigen, jedoch nicht von ihnen verlangen,
ihn bei Zwangsmaßnahmen gegen eine Person,
der gegenüber er hiezu befugt ist, zu unter-
stützen. Besatzungsmitglieder und Fluggäste kön-
nen auch ohne diese Ermächtigung angemessene
vorbeugende Maßnahmen treffen, wenn sie aus-
reichende Gründe für die Annahme haben, daß
ein solches Vorgehen unmittelbar notwendig ist,
um die Sicherheit des Luftfahrzeugs oder der
Personen oder Sachen an Bord zu gewährleisten.

Artikel 7

(1) Zwangsmaßnahmen, die gegen eine Person
in Übereinstimmung mit Artikel 6 getroffen
worden sind, dürfen nicht über einen Ort hinaus
aufrechterhalten werden, an dem das Luftfahr-
zeug landet, es sei denn,

a) dieser Ort liegt im Hoheitsgebiet eines
Nichtvertragsstaates und dessen Behörden
verweigern die Erlaubnis zum Absetzen
dieser Person oder die Zwangsmaßnahmen
sind in Übereinstimmung mit Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe c getroffen worden,
um ihre Übergabe an zuständige Behörden
zu ermöglichen;

b) das Luftfahrzeug macht eine Notlandung
und der Luftfahrzeugkommandant ist nicht
in der Lage, diese Person zuständigen Be-
hörden zu übergeben;

c) diese Person willigt in die Weiterbeförde-
rung unter Aufrechterhaltung von Zwangs-
maßnahmen ein.

(2) Der Luftfahrzeugkommandant hat, sobald
es durchführbar ist und wenn möglich vor der
Landung im Hoheitsgebiet eines Staates mit
einer Person an Bord, gegen die Zwangsmaß-
nahmen in Übereinstimmung mit Artikel 6 ge-
troffen worden sind, den Behörden dieses Staates
die Tatsache, daß gegen eine Person an Bord
Zwangsmaßnahmen getroffen worden sind, und
die Gründe dafür mitzuteilen.

Artikel 8

(1) Sofern es für die Zwecke des Artikels 6
Absatz 1 Buchstabe a oder b notwendig ist,
kann der Luftfahrzeugkommandant im Hoheits-
gebiet eines Staates, in dem das Luftfahrzeug
landet, jede Person absetzen, bei der er aus-
reichende Gründe für die Annahme hat, daß
sie an Bord des Luftfahrzeugs eine der in Arti-
kel 1 Absatz 1 Buchstabe b erwähnten Hand-
lungen begangen hat oder zu begehen im Begriff
ist.
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(2) Der Luftfahrzeugkommandant unterrichtet
die Behörden des Staates, in dem er eine Person
auf Grund dieses Artikels absetzt, über die Tat-
sache und die Gründe dieses Absetzens.

Artikel 9

(1) Der Luftfahrzeugkommandant kann den
zuständigen Behörden eines Vertragsstaats, in
dessen Hoheitsgebiet das Luftfahrzeug landet,
jede Person übergeben, bei der er ausreichende
Gründe für die Annahme hat, daß sie an Bord
des Luftfahrzeugs eine Handlung begangen hat,
die seiner Meinung nach eine schwere strafbare
Handlung nach dem Strafrecht des Eintragungs-
staats des Luftfahrzeugs darstellt.

(2) Der Luftfahrzeugkommandant hat, sobald
es durchführbar ist und wenn möglich vor der
Landung im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats
mit einer Person an Bord, die er in Überein-
stimmung mit dem vorstehenden Absatz zu
übergeben beabsichtigt, den Behörden dieses
Staates seine Absicht, die Person zu übergeben,
und die Gründe dafür mitzuteilen.

(3) Der Luftfahrzeugkommandant übermittelt
den Behörden, denen er in Übereinstimmung mit
diesem Artikel den einer strafbaren Handlung
Verdächtigen übergibt, die Beweismittel und Aus-
künfte, die nach dem Recht des Eintragungs-
staats des Luftfahrzeugs rechtmäßig in seinem
Besitz sind.

Artikel 10

Wenn Maßnahmen in Übereinstimmung mit
diesem Abkommen getroffen worden sind, kann
weder der Luftfahrzeugkommandant, ein ande-
res Besatzungsmitglied, ein Fluggast, der Eigen-
tümer oder Halter des Luftfahrzeugs noch die
Person, für die der Flug ausgeführt worden ist,
in einem Verfahren wegen der Behandlung, die
einer durch die Maßnahmen betroffenen Person
widerfahren ist, zur Verantwortung gezogen
werden.

Kapitel IV — Widerrechtliche Inbesitznahme
eines Luftfahrzeugs

Artikel 11

(1) Wenn eine Person an Bord widerrechtlich
durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt ein
im Flug befindliches Luftfahrzeug behindert oder
in Besitz genommen oder sonst zu Unrecht die
Herrschaft darüber ausgeübt hat oder im Begriff
ist, eine solche Handlung zu begehen, treffen die
Vertragsstaaten alle geeigneten Maßnahmen, um
die Herrschaft des rechtmäßigen Kommandanten
über das Luftfahrzeug wiederherzustellen oder
aufrechtzuerhalten.

(2) In den Fällen des vorstehenden Absatzes
gestattet der Vertragsstaat, in dem das Luft-

fahrzeug landet, den Fluggästen und der Besat-
zung, ihre Reise so bald wie möglich fortzuset-
zen, und gibt das Luftfahrzeug und seine Ladung
den zum Besitz berechtigten Personen zurück.

Kapitel V — Befugnisse und Verpflichtungen
der Staaten

Artikel 12

Jeder Vertragsstaat gestattet dem Komman-
danten eines Luftfahrzeugs, das in einem anderen
Vertragsstaat eingetragen ist, eine Person auf
Grund des Artikels 8 Absatz 1 abzusetzen.

Artikel 13

(1) Jeder Vertragsstaat übernimmt eine Person,
die ihm der Luftfahrzeugkommandant auf Grund
des Artikels 9 Absatz 1 übergibt.

(2) Hält ein Vertragsstaat es in Anbetracht der
Umstände für gerechtfertigt, so nimmt er jede
Person, die einer Handlung nach Artikel 11
Absatz 1 verdächtig ist, sowie jede Person, die
er übernommen hat, in Haft oder trifft andere
Maßnahmen, um ihre Anwesenheit sicherzustel-
len. Die Haft und die anderen Maßnahmen müs-
sen mit dem Recht dieses Staates übereinstim-
men; sie dürfen nur so lange aufrechterhalten
werden, wie es vernünftigerweise notwendig ist,
um die Einleitung eines Strafverfahrens oder
Auslieferungsverfahrens zu ermöglichen.

(3) Einer auf Grund des vorstehenden Absatzes
in Haft befindlichen Person wird jede Erleichte-
rung gewährt, damit sie mit dem nächsten zu-
ständigen Vertreter des Staates, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt, unmittelbar verkeh-
ren kann.

(4) Jeder Vertragsstaat, dem eine Person auf
Grund des Artikels 9 Absatz 1 übergeben wird
oder in dessen Hoheitsgebiet ein Luftfahrzeug
nach Begehung einer in Artikel 11 Absatz 1
erwähnten Handlung landet, führt unverzüglich
eine vorläufige Untersuchung zur Feststellung des
Sachverhalts durch.

(5) Hat ein Staat eine Person auf Grund dieses
Artikels in Haft genommen, so zeigt er unver-
züglich dem Staat, in dem das Luftfahrzeug ein-
getragen ist, und dem Staat, dessen Staatsange-
hörigkeit die in Haft genommene Person besitzt,
sowie, wenn er es für angebracht hält, jedem
anderen interessierten Staat die Tatsache, daß
diese Person in Haft ist, und die Umstände an,
welche die Haft rechtfertigen. Der Staat, der die
vorläufige Untersuchung nach Absatz 4 durch-
führt, unterrichtet die genannten Staaten unver-
züglich über das Ergebnis der Untersuchung und
teilt ihnen mit, ob er seine Gerichtsbarkeit aus-
zuüben beabsichtigt.
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Artikel 14

(1) Kann oder will eine Person, die in Überein-
stimmung mit Artikel 8 Absatz 1 abgesetzt, in
Übereinstimmung mit Artikel 9 Absatz 1 über-
geben oder nach Begehung einer in Artikel 11
Absatz 1 erwähnten Handlung abgesetzt worden
ist, ihre Reise nicht fortsetzen und weigert sich
der Landestaat, sie aufzunehmen, so kann die-
ser, sofern die betroffene Person nicht seine
Staatsangehörigkeit besitzt oder nicht in ihm
ihren ständigen Aufenthalt hat, sie in den Staat,
dem sie angehört oder in dem sie sich ständig
aufhält oder in den Staat zurückschicken, in
dessen Hoheitsgebiet sie ihre Flugreise begonnen
hat.

(2) Das Absetzen, die Übergabe, die Inhaft-
nahme oder andere Maßnahmen nach Artikel 13
Absatz 2 oder das Zurückschicken der betroffe-
nen Person gelten nicht als rechtmäßige Einreise
in das Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats im
Sinne seiner Rechtsvorschriften über die Einreise
oder den Aufenthalt von Personen; dieses Ab-
kommen berührt nicht die Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaats über die Ausweisung von
Personen aus seinem Hoheitsgebiet.

Artikel 15

(1) Vorbehaltlich des Artikels 14 steht es einer
Person, die in Übereinstimmung mit Artikel 8
Absatz 1 abgesetzt, in Übereinstimmung mit
Artikel 9 Absatz 1 übergeben oder nach Be-
gehung einer in Artikel 11 Absatz 1 erwähnten
Handlung abgesetzt worden ist und die ihre
Reise fortsetzen will, frei, sich so bald wie mög-
lich an einen Bestimmungsort ihrer Wahl zu
begeben, sofern nicht nach dem Recht des Lan-
destaats ihre Anwesenheit für ein Strafverfahren
oder Auslieferungsverfahren erforderlich ist.

(2) Vorbehaltlich seiner Rechtsvorschriften über
Einreise, Aufenthalt, Auslieferung und Auswei-
sung gewährt ein Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet eine Person in Übereinstimmung
mit Artikel 8 Absatz 1 abgesetzt, in Über-
einstimmung mit Artikel 9 Absatz 1 übergeben
oder wegen des Verdachts, eine in Artikel 11
Absatz 1 erwähnte Handlung begangen zu
haben, abgesetzt worden ist, dieser Person eine
Behandlung, die hinsichtlich ihres Schutzes und
ihrer Sicherheit nicht weniger günstig ist als die
Behandlung, die der betreffende Staat seinen
Angehörigen unter ähnlichen Umständen ge-
währt.

Kapitel VI — Sonstige Vorschriften
Artikel 16

(1) Die an Bord eines in einem Vertragsstaat
eingetragenen Luftfahrzeugs begangenen straf-
baren Handlungen werden für die Zwecke der
Auslieferung so behandelt, als seien sie nicht nur

an dem Ort, an dem sie sich ereignet haben,
sondern auch im Hoheitsgebiet des Staates be-
gangen worden, in dem das Luftfahrzeug einge-
tragen ist.

(2) Vorbehaltlich des vorstehenden Absatzes
dürfen Bestimmungen dieses Abkommens nicht
dahin ausgelegt werden, daß sie eine Verpflich-
tung zur Auslieferung begründen.

Artikel 17

Die Vertragsstaaten haben bei den Maßnah-
men zur Untersuchung oder Festnahme oder bei
der sonstigen Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit im
Zusammenhang mit einer an Bord eines Luft-
fahrzeugs begangenen strafbaren Handlung auf
die Sicherheit und andere Interessen der Luft-
fahrt gebührend Rücksicht zu nehmen und so
vorzugehen, daß ein unnötiges Aufhalten des
Luftfahrzeugs, der Fluggäste, der Besatzung oder
der Ladung vermieden wird.

Artikel 18

Bilden Vertragsstaaten Betriebsgemeinschaften
für den Luftverkehr oder internationale Be-
triebsstellen, die in keinem bestimmten Staat
eingetragene Luftfahrzeuge einsetzen, so bezeich-
nen diese Staaten je nach Lage des Falles einen
von ihnen, der für die Zwecke dieses Abkom-
mens als Eintragungsstaat gilt; sie zeigen dies der
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation an,
die allen Vertragsstaaten dieses Abkommens
davon Kenntnis gibt.

Kapitel VII — Schlußbestimmungen
Artikel 19

Dieses Abkommen liegt bis zum Zeitpunkt
seines Inkrafttretens nach Artikel 21 für jeden
Staat zur Unterzeichnung auf, der zu diesem
Zeitpunkt Mitglied der Vereinten Nationen oder
einer der Sonderorganisationen ist.

Artikel 20

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation
durch die Unterzeichnerstaaten gemäß ihren ver-
fassungsrechtlichen Bestimmungen.

(2) Die Ratifikationsurkunden werden bei der
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
hinterlegt.

Artikel 21

(1) Dieses Abkommen tritt, sobald zwölf
Unterzeichnerstaaten ihre Ratifikationsurkunden
zu dem Abkommen hinterlegt haben, zwischen
diesen Staaten am neunzigsten Tag nach Hinter-
legung der zwölften Ratifikationsurkunde in
Kraft. Für jeden Staat, der es später ratifiziert,
tritt es am neunzigsten Tag nach Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde in Kraft.
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(2) Die Internationale Zivilluftfahrt-Organisa-
tion läßt dieses Abkommen sogleich nach seinem
Inkrafttreten bei dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen registrieren.

Artikel 22

(1) Dieses Abkommen liegt nach seinem In-
krafttreten für jeden Mitgliedstaat der Verein-
ten Nationen oder einer der Sonderorganisatio-
nen zum Beitritt auf.

(2) Der Beitritt eines Staates erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsurkunde bei der
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation und
wird am neunzigsten Tag nach dieser Hinter-
legung wirksam.

Artikel 23

(1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen
durch eine an die Internationale Zivilluftfahrt-
Organisation gerichtete Notifikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs Monate nach Ein-
gang der Notifikation bei der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation wirksam.

Artikel 24

(1) Jede Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten
über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab-
kommens, die nicht durch Verhandlungen bei-
gelegt werden kann, wird auf Verlangen eines
dieser Staaten einem Schiedsverfahren unterwor-
fen. Können sich die Parteien binnen sechs
Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das
Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine
Ausgestaltung nicht einigen, so kann jede dieser
Parteien die Streitigkeit dem Internationalen
Gerichtshof unterbreiten, indem sie einen seiner
Satzung entsprechenden Antrag stellt.

(2) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung
oder der Ratifikation des Abkommens oder dem
Beitritt zu diesem erklären, daß er sich durch
den vorstehenden Absatz nicht als gebunden be-
trachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegen-
über einem Vertragsstaat, der einen solchen Vor-
behalt gemacht hat, durch den vorstehenden Ab-
satz nicht gebunden.

(3) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach
dem vorstehenden Absatz gemacht hat, kann
diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an die
Internationale Zivilluftfahrt-Organisation gerich-
tete Notifikation zurückziehen.

Artikel 25

Mit Ausnahme des in Artikel 24 vorgesehenen
Falles sind Vorbehalte zu diesem Abkommen
nicht zulässig.

Artikel 26

Die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation
notifiziert allen Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen oder einer der Sonderorganisationen:

a) jede Unterzeichnung dieses Abkommens
und deren Zeitpunkt;

b) die Hinterlegung jeder Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde und den Zeitpunkt der
Hinterlegung;

c) den Zeitpunkt, zu dem das Abkommen
nach Artikel 21 Absatz 1 in Kraft tritt;

d) den Eingang jeder Notifikation einer
Kündigung und den Zeitpunkt des Ein-
gangs;

e) den Eingang jeder Erklärung oder Noti-
fikation nach Artikel 24 und den Zeitpunkt
des Eingangs.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeich-
neten, hiezu gehörig befugten Bevollmächtigten
dieses Abkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Tokio am vierzehnten Sep-
tember neunzehnhundertdreiundsechzig in drei
Urschriften in englischer, französischer und spa-
nischer Sprache.

Dieses Abkommen wird bei der Internatio-
nalen Zivilluftfahrt-Organisation hinterlegt, bei
der es nach Artikel 19 zur Unterzeichnung aufge-
legt wird; diese Organisation übermittelt allen
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen oder
einer der Sonderorganisationen beglaubigte Ab-
schriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Bei-
trittsurkunde wurde am 7. Feber 1974 bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation hinter-
legt; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Art. 22 Abs. 2 am 8. Mai 1974 für Österreich in
Kraft.

Derzeit gehören dem Abkommen folgende Staaten an: Argentinien, Australien, Barbados,
Belgien, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Domini-
kanische Republik, Ecuador, Elfenbeinküste, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabon, Ghana, Griechen-
land, Guatemala, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kanada, Kenia, Kolumbien,
Korea, Laos, Lesotho, Libyen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Mexiko, Nicaragua, Nieder-
lande, Niger, Nigeria, Norwegen, Obervolta, Pakistan, Panama, Paraguay, Philippinen, Polen,
Portugal, Rwanda, Sambia, Saudi Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Singapur,
Spanien, Südafrika, Taiwan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Ungarn, Vereinigtes
Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.
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Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikation- oder Beitritts-
urkunde folgende Vorbehalte erklärt oder Erklärungen abgegeben:

Guatemala, Philippinen, Südafrika und Ungarn haben erklärt, sich durch Art. 24 Abs. 1 des
Abkommens als nicht gebunden zu betrachten.

Die Niederlande haben erklärt, daß das Abkommen für Surinam und die Niederländischen
Antillen 90 Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft treten soll, an dem die niederländische Regierung
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitgeteilt hat, daß Surinam und die Niederländi-
schen Antillen die zur Durchführung des Abkommens erforderlichen Maßnahmen getroffen haben.

Das Vereinigte Königreich hat erklärt, daß das Abkommen für Süd-Rhodesien erst in Kraft
treten soll, wenn die Regierung des Vereinigten Königreichs die Internationale Zivilluftfahrt-
Organisation davon in Kenntnis gesetzt hat, daß sie in der Lage ist, die ihr durch das Abkommen
auferlegten Verpflichtungen in bezug auf dieses Gebiet voll zu erfüllen.

Kreisky

248.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

Ü B E R E I N K O M M E N
ZUR BEKÄMPFUNG

WIDERRECHTLICHER
HANDLUNGEN GEGEN
DIE SICHERHEIT DER

ZIVILLUFTFAHRT

DIE VERTRAGSSTAATEN
DIESES ÜBEREINKOMMENS,

IN DER ERWÄGUNG, daß
widerrechtliche Handlungen
gegen die Sicherheit der Zivil-
luftfahrt die Sicherheit von Per-
sonen und Sachen gefährden,
den Betrieb von Luftverkehrs-
diensten ernstlich beeinträchti-
gen und das Vertrauen der Völ-
ker der Welt in die Sicherheit
der Zivilluftfahrt untergraben,

IN DER ERWÄGUNG, daß
solche Handlungen Anlaß zu
ernster Besorgnis geben,

IN DER ERWÄGUNG, daß
es zur Abschreckung von sol-
chen Handlungen dringend not-
wendig ist, geeignete Maßnah-
men zur Bestrafung der Täter
vorzusehen,

HABEN FOLGENDES VER-
EINBART:

ARTIKEL 1

(1) Eine strafbare Handlung
begeht jede Person, die wider-
rechtlich und vorsätzlich

a) eine gewalttätige Hand-
lung gegen eine Person an
Bord eines im Flug befind-
lichen Luftfahrzeugs ver-



78. Stück — Ausgegeben am 3. Mai 1974 — Nr. 248 1377

übt, wenn diese Handlung
geeignet ist, die Sicherheit
dieses Luftfahrzeugs zu
gefährden; oder

b) ein im Einsatz befindliches
Luftfahrzeug zerstört oder
ein solches Luftfahrzeug
derart beschädigt, daß es
flugunfähig wird oder daß
die Beschädigung geeignet
ist, seine Flugsicherheit zu
gefährden; oder

c) in ein im Einsatz befind-
liches Luftfahrzeug auf
welche Art auch immer
eine Vorrichtung oder
eine andere Sache bringt
oder bringen läßt, die
geeignet ist., dieses Luft-
fahrzeug zu zerstören
oder derart zu beschädi-
gen, daß es flugunfähig
wird oder daß die Be-
schädigung geeignet ist,
seine Flugsicherheit zu ge-
fährden ; oder

d) Luftfahrteinrichtungen
zerstört oder beschädigt
oder ihren Betrieb beein-
trächtigt, wenn eine solche
Handlung geeignet ist, die
Sicherheit eines im Flug
befindlichen Luftfahrzeugs
zu gefährden; oder

e) wissentlich unrichtige An-
gaben macht und dadurch
die Sicherheit eines im
Flug befindlichen Luft-
fahrzeugs gefährdet.

(2) Eine strafbare Handlung
begeht auch jede Person, die

a) eine der in Absatz 1 ge-
nannten strafbaren Hand-
lungen zu begehen ver-
sucht; oder

b) sich an der Begehung oder
der versuchten Begehung
einer dieser strafbaren
Handlungen beteiligt.

ARTIKEL 2

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens

a) gilt ein Luftfahrzeug als
im Flug befindlich von
dem Augenblick an, in
dem alle Außentüren nach
dem Einsteigen geschlos-
sen worden sind, bis zu
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dem Augenblick, in dem
eine dieser Türen zum
Aussteigen geöffnet wird;
im Fall einer Notlandung
gilt der Flug als fort-
dauernd, bis die zuständi-
gen Behörden die Verant-
wortung für das Luftfahr-
zeug und für die Personen
und Sachen an Bord über-
nehmen;

b) gilt ein Luftfahrzeug als
im Einsatz befindlich vom
Beginn der Flugvorberei-
tung des Luftfahrzeugs
durch das Bodenpersonal
oder die Besatzung für
einen bestimmten Flug bis
zum Ablauf von vierund-
zwanzig Stunden nach
jeder Landung; der Zeit-
raum, in dem sich das
Luftfahrzeug im Einsatz
befindet, umfaßt in jedem
Fall den gesamten Zeit-
raum, während dessen sich
das Luftfahrzeug im Sinne
des Buchstabens a im Flug
befindet.

ARTIKEL 3

Jeder Vertragsstaat verpflich-
tet sich, die in Artikel 1 ge-
nannten strafbaren Handlungen
mit schweren Strafen zu bedro-
hen.

ARTIKEL 4

(1) Dieses Übereinkommen
findet keine Anwendung auf
Luftfahrzeuge, die im Militär-,
Zoll- oder Polizeidienst verwen-
det werden.

(2) In den Fällen des Arti-
kels 1 Absatz 1 Buchstaben a,
b, c und e findet dieses Über-
einkommen, gleichviel ob es sich
um ein Luftfahrzeug auf einem
internationalen Flug oder auf
einem Inlandflug handelt, nur
Anwendung, wenn

a) der tatsächliche oder beab-
sichtigte Abflug- oder
Landeort des Luftfahr-
zeugs außerhalb des
Hoheitsgebiets des Ein-
tragungsstaats dieses Luft-
fahrzeugs gelegen ist oder

b) die strafbare Handlung im
Hoheitsgebiet eines ande-
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ren Staates als des Ein-
tragungsstaats des Luft-
fahrzeugs begangen wird.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2
dieses Artikels findet das Über-
einkommen in den Fällen des
Artikels 1 Absatz 1 Buchsta-
ben a, b, c und e ebenfalls An-
wendung, wenn der Täter oder
der Verdächtige im Hoheits-
gebiet eines anderen Staates als
des Eintragungsstaats des Luft-
fahrzeugs aufgefunden wird.

(4) In bezug auf die in Arti-
kel 9 genannten Staaten und in
den Fällen des Artikels 1 Ab-
satz 1 Buchstaben a, b, c und e
findet dieses Übereinkommen
keine Anwendung, wenn die in
Absatz 2 Buchstabe a des vorlie-
genden Artikels erwähnten Orte
im Hoheitsgebiet desselben
Staates gelegen sind und wenn
dieser Staat einer der in Arti-
kel 9 genannten Staaten ist, es
sei denn, daß die strafbare
Handlung im Hoheitsgebiet
eines anderen als dieses Staates
begangen oder der Täter oder
der Verdächtige in einem sol-
chen anderen Staat aufgefunden
wurde.
(5) In den Fällen des Arti-
kels 1 Absatz 1 Buchstabe d
findet dieses Übereinkommen
nur Anwendung, wenn die
Luftfahrteinrichtungen in der
internationalen Luftfahrt ver-
wendet werden.

(6) Die Absätze 2, 3, 4 und 5
dieses Artikels finden auch in
den Fällen des Artikels 1 Ab-
satz 2 Anwendung.

ARTIKEL 5
(1) Jeder Vertragsstaat trifft
die notwendigen Maßnahmen,
um seine Gerichtsbarkeit über
die strafbaren Handlungen in
folgenden Fällen zu begründen,

a) wenn die strafbare Hand-
lung im Hoheitsgebiet die-
ses Staates begangen wird;

b) wenn die strafbare Hand-
lung gegen ein in diesem
Staat eingetragenes Luft-
fahrzeug oder an Bord
desselben begangen wird;
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c) wenn das Luftfahrzeug, an
Bord dessen die strafbare
Handlung begangen wird,
mit dem noch an Bord be-
findlichen Verdächtigen in
seinem Hoheitsgebiet lan-
det;

d) wenn die strafbare Hand-
lung gegen ein Luftfahr-
zeug begangen wird, das
ohne Besatzung an eine
Person vermietet wurde,
die ihre Hauptbetriebslei-
tung oder, wenn eine
solche nicht besteht, ihren
ständigen Aufenthalt in
diesem Staat hat, oder
wenn die strafbare Hand-
lung an Bord eines sol-
chen Luftfahrzeugs began-
gen wird.

(2) Ebenso trifft jeder Ver-
tragsstaat die notwendigen Maß-
nahmen, um seine Gerichtsbar-
keit über die strafbaren Hand-
lungen nach Artikel 1 Absatz 1
Buchstaben a, b und c und nach
Artikel 1 Absatz 2, soweit die-
ser sich auf solche strafbaren
Handlungen bezieht, für den
Fall zu begründen, daß der Ver-
dächtige sich in seinem Hoheits-
gebiet befindet und daß der be-
treffende Staat ihn nicht nach
Artikel 8 an einen der in Ab-
satz 1 des vorliegenden Artikels
genannten Staaten ausliefert.

(3) Dieses Übereinkommen
schließt eine Strafgerichtsbar-
keit, die nach nationalem Recht
ausgeübt wird, nicht aus.

ARTIKEL 6

(1) Hält ein Vertragsstaat, in
dessen Hoheitsgebiet sich der
Täter oder der Verdächtige be-
findet, es in Anbetracht der Um-
stände für gerechtfertigt, so
nimmt er ihn in Haft oder trifft
andere Maßnahmen, um seine
Anwesenheit sicherzustellen. Die
Haft und die anderen Maßnah-
men müssen mit dem Recht die-
ses Staates übereinstimmen; sie
dürfen nur so lange aufrecht er-
halten werden, wie es notwen-
dig ist, um die Einleitung eines
Strafverfahrens oder Ausliefe-
rungsverfahrens zu ermöglichen.
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(2) Dieser Staat führt unver-
züglich eine vorläufige Unter-
suchung zur Feststellung des
Sachverhalts durch.

(3) Einer auf Grund des Ab-
satzes 1 in Haft befindlichen
Person wird jede Erleichterung
gewährt, damit sie mit dem
nächsten zuständigen Vertreter
des Staates, dessen Staatsange-
hörigkeit sie besitzt, unmittel-
bar verkehren kann.

(4) Hat ein Staat eine Person
auf Grund dieses Artikels in
Haft genommen, so zeigt er un-
verzüglich den in Artikel 5 Ab-
satz 1 genannten Staaten, dem
Staat, dessen Staatsangehörigkeit
die in Haft genommene Person
besitzt, sowie, wenn er es für
angebracht hält, jedem anderen
interessierten Staat die Tatsache,
daß diese Person in Haft ist,
und die Umstände an, welche
die Haft rechtfertigen. Der
Staat, der die vorläufige Unter-
suchung nach Absatz 2 durch-
führt, unterrichtet die genann-
ten Staaten unverzüglich über
das Ergebnis der Untersuchung
und teilt ihnen mit, ob er seine
Gerichtsbarkeit auszuüben beab-
sichtigt.

ARTIKEL 7

Der Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet der Verdächtige
aufgefunden wird, ist, wenn er
ihn nicht ausliefert, verpflichtet,
den Fall ohne irgendeine Aus-
nahme und unabhängig davon,
ob die strafbare Handlung in
seinem Hoheitsgebiet begangen
wurde, seinen zuständigen Be-
hörden zum Zwecke der Straf-
verfolgung zu unterbreiten.
Diese Behörden treffen ihre
Entscheidung in der gleichen
Weise wie im Fall einer gemein-
rechtlichen strafbaren Handlung
schwerer Art nach dem Recht
dieses Staates.

ARTIKEL 8

(1) Die strafbaren Handlungen
gelten als in jeden zwischen
Vertragsstaaten bestehenden
Auslieferungsvertrag einbezo-
gene, der Auslieferung unter-
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liegende strafbare Handlungen.
Die Vertragsstaaten verpflichten
sich, die strafbaren Handlungen
als der Auslieferung unterlie-
gende strafbare Handlungen in
jeden zwischen ihnen zu schlie-
ßenden Auslieferungsvertrag
aufzunehmen.

(2) Erhält ein Vertragsstaat,
der die Auslieferung vom Be-
stehen eines Vertrages abhängig
macht, ein Auslieferungsersu-
chen von einem anderen Ver-
tragsstaat, mit dem er keinen
Auslieferungsvertrag hat, so
steht es ihm frei, dieses Über-
einkommen als Rechtsgrundlage
für die Auslieferung in bezug
auf die strafbaren Handlungen
anzusehen. Die Auslieferung
unterliegt im übrigen den im
Recht des ersuchten Staates vor-
gesehenen Bedingungen.

(3) Vertragsstaaten, welche die
Auslieferung nicht vom Beste-
hen eines Vertrags abhängig
machen, erkennen unter sich die
strafbares Handlungen als der
Auslieferung unterliegende
strafbare Handlungen vor-
behaltlich der im Recht des er-
suchten Staates vorgesehenen
Bedingungen an.

(4) Jede der strafbaren Hand-
lungen" wird für die Zwecke der
Auslieferung zwischen Vertrags-
staaten so behandelt, als sei sie
nicht nur an dem Ort, an dem
sie sich ereignet hat, sondern
auch in den Hoheitsgebieten der
Staaten begangen worden, die
verpflichtet sind, ihre Gerichts-
barkeit nach Artikel 5 Absatz 1
Buchstaben b, c und d zu be-
gründen.

ARTIKEL 9

Vertragsstaaten, die Luftver-
kehrsbetriebsgemeinschaften
oder internationale Betriebsstel-
len bilden, welche einer gemein-
samen oder internationalen Ein-
tragung unterliegende Luftfahr-
zeuge einsetzen, bezeichnen in
geeigneter Weise für jedes Luft-
fahrzeug den Staat unter ihnen,
der die Gerichtsbarkeit ausüben
und die Eigenschaften des Ein-
tragungsstaats im Sinne dieses
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Übereinkommens haben soll;
sie zeigen dies der Internatio-
nalen Zivilluftfahrtorganisation
an, die allen Vertragsstaaten die-
ses Übereinkommens davon
Kenntnis gibt.

ARTIKEL 10

(1) Die Vertragsstaaten be-
mühen sich in Übereinstim-
mung mit dem Völkerrecht und
dem nationalen Recht, alle ge-
eigneten Maßnahmen zur Ver-
hinderung der in Artikel 1 ge-
nannten strafbaren Handlungen
zu treffen.
(2) Ist wegen der Begehung
einer der in Artikel 1 genann-
ten strafbaren Handlungen ein
Flug verzögert oder unterbro-
chen worden, so erleichtert jeder
Vertragsstaat, in dessen Ho-
heitsgebiet sich das Luftfahr-
zeug, die Fluggäste oder die Be-
satzung befinden, so bald wie
möglich den Fluggästen und der
Besatzung die Fortsetzung der
Reise und gibt das Luftfahrzeug
und seine Ladung unverzüglich
den zum Besitz berechtigten
Personen zurück.

ARTIKEL 11

(1) Die Vertragsstaaten ge-
währen einander die weitest-
gehende Hilfe im Zusammen-
hang mit Verfahren, die in be-
zug auf die strafbaren Hand-
lungen eingeleitet werden. In
allen Fällen ist das Recht des
ersuchten Staates anwendbar.
(2) Absatz 1 läßt Verpflich-
tungen auf Grund eines anderen
zwei- oder mehrseitigen Ver-
trags unberührt, der ganz oder
teilweise die Rechtshilfe in
Strafsachen regelt oder regeln
wird.

ARTIKEL 12

Jeder Vertragsstaat, der
Grund zu der Annahme hat,
daß eine der in Artikel 1 ge-
nannten strafbaren Handlungen
begangen werden wird, übermit-
telt in Übereinstimmung mit
seinem nationalen Recht alle in



1384 78. Stück — Ausgegeben am 3. Mai 1974 — Nr. 248

seinem Besitz befindlichen sach-
dienlichen Angaben den Staaten,
die nach seiner Auffassung zu
den in Artikel 5 Absatz 1 ge-
nannten Staaten gehören.

ARTIKEL 13
Jeder Vertragsstaat übermit-

telt dem Rat der Internatio-
nalen Zivilluftfahrt-Organisa-
tion in Übereinstimmung mit
seinem nationalen Recht so
schnell wie möglich alle in sei-
nem Besitz befindlichen sachdien-
lichen Angaben über

a) die Umstände der straf-
baren Handlung;

b) die nach Artikel 10 Ab-
satz 2 getroffenen Maß-
nahmen;

c) die in bezug auf den Täter
oder den Verdächtigen
getroffenen Maßnahmen
und insbesondere das Er-
gebnis eines Auslieferungs-
verfahrens oder eines
anderen Verfahrens.

ARTIKEL 14
(1) Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsstaaten
über die Auslegung oder An-
wendung dieses Obereinkom-
mens, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird auf Verlangen eines dieser
Staaten einem Schiedsverfahren
unterworfen. Können sich die
Parteien binnen sechs Monaten
nach dem Zeitpunkt, zu dem
das Schiedsverfahren verlangt
worden ist, über seine Ausge-
staltung nicht einigen, so kann
jede dieser Parteien die Streitig-
keit dem Internationalen Ge-
richtshof unterbreiten, indem
sie einen seiner Satzung entspre-
chenden Antrag stellt.
(2) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder der Rati-
fikation des Obereinkommens
oder dem Beitritt zu diesem
erklären, daß er sich durch Ab-
satz 1 nicht als gebunden be-
trachtet. Die anderen Vertrags-
staaten sind gegenüber einem
Vertragsstaat, der einen solchen
Vorbehalt gemacht hat, durch
Absatz 1 nicht gebunden.
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(3) Ein Vertragsstaat, der
einen Vorbehalt nach Absatz 2
gemacht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch eine an
die Depositarregierungen gerich-
tete Notifikation zurückziehen.

ARTIKEL 15

(1) Dieses Übereinkommen
liegt am 23. September 1971 in
Montreal für die Teilnehmer-
staaten der vom 8. bis 23. Sep-
tember 1971 in Montreal abge-
haltenen Internationalen Luft-
rechtskonferenz (im folgenden
als Konferenz von Montreal be-
zeichnet) zur Unterzeichnung
auf. Nach dem 10. Oktober 1971
liegt das Übereinkommen für
alle Staaten in Moskau, London
und Washington zur Unter-
zeichnung auf. Ein Staat, der
dieses Übereinkommen nicht
vor seinem Inkrafttreten nach
Absatz 3 unterzeichnet, kann
ihm jederzeit beitreten.

(2) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifikation durch
die Unterzeichnerstaaten. Die
Ratifikations- und Beitritts-
urkunden werden bei den Re-
gierungen der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken, des
Vereinigten Königreichs Groß-
britannien und Nordirland und
der Vereinigten Staaten von
Amerika hinterlegt, die hiermit
zu Depositarregierungen be-
stimmt werden.

(3) Dieses Übereinkommen
tritt dreißig Tage nach Hinter-
legung der Ratifikationsurkun-
den durch zehn Unterzeichner-
staaten dieses Übereinkommens,
die an der Konferenz von
Montreal teilgenommen haben,
in Kraft

(4) Für andere Staaten tritt
dieses Übereinkommen mit sei-
nem Inkrafttreten nach Ab-
satz 3 oder dreißig Tage nach
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in
Kraft, je nachdem, welcher Zeit-
punkt später liegt.
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(5) Die Depositarregierungen
unterrichten unverzüglich alle
Unterzeichnerstaaten und bei-
tretenden Staaten über den Zeit-
punkt jeder Unterzeichnung,
der Hinterlegung jeder Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde,
des Inkrafttretens dieses Über-
einkommens sowie über alle
sonstigen Mitteilungen.

(6) Die Depositarregierungen
lassen dieses Übereinkommen
sogleich nach seinem Inkraft-
treten gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen
und gemäß Artikel 83 des Ab-
kommens über die Internatio-
nale Zivilluftfahrt (Chicago,
1944) registrieren.

ARTIKEL 16

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an die Depositarregierun-
gen gerichtete schriftliche Noti-
fikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation bei den Depositarregie-
rungen wirksam.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, hier-
zu von ihren Regierungen ge-
hörig befugten Bevollmächtig-
ten dieses Übereinkommen
unterschrieben.

GESCHEHEN zu Montreal
am 23. September 1971 in drei
Urschriften, jede in vier ver-
bindlichen Wortlauten in eng-
lischer, französischer, russischer
und spanischer Sprache.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten Rati-
fikationsurkunden wurden am 11. Feber 1974 hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem
Artikel 15 Absatz 4 für Österreich am 13. März 1974 in Kraft getreten.

Nach den bis 12. Feber 1974 eingelangten Mitteilungen der Regierungen der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland
sowie der Vereinigten Staaten von Amerika gehören dem Übereinkommen folgende weitere
Staaten an:
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Argentinien, Australien, Brasilien, Bulgarien, Costa Rica, Dänemark (ausschließlich Färöer und
Grönland), Deutsche Demokratische Republik, Dominikanische Republik, Elfenbeinküste, Fidschi,
Finnland, Ghana, Guayana, Iran, Island, Israel, Italien, Jordanien, Jugoslawien, Kamerun, Kanada,
Korea, Malawi, Mali, Mongolei, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande (einschließlich Surinam und
Niederländische Antillen), Niger, Nigeria, Norwegen, Pakistan, Panama, Philippinen, Portugal,
Schweden, Sowjetunion, Spanien, Südafrika, Taiwan, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschecho-
slowakei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland (einschließlich
der Gebiete unter seiner territorialen Souveränität sowie der Salomon-Inseln), Vereinigte Staaten
von Amerika, Weißrußland, Zypern.

Brasilien, Bulgarien, Malawi, die Mongolei, die Sowjetunion, Südafrika, die Tschechoslowakei,
die Ukraine, Ungarn und Weißrußland haben einen Vorbehalt zu Artikel 14 Absatz 1 des Über-
einkommens erklärt.

Die Niederlande haben erklärt, daß das Übereinkommen für die Niederländischen Antillen
erst am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft treten kann, zu dem sie den Depositar-
regierungen notifiziert haben, daß in den Niederländischen Antillen die für die Durchführung der
Bestimmungen des Übereinkommens erforderlichen Maßnahmen getroffen worden sind.

Kreisky

249.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
ZUR BEKÄMPFUNG DER

WIDERRECHTLICHEN
INBESITZNAHME VON

LUFTFAHRZEUGEN

PRÄAMBEL

DIE VERTRAGSSTAATEN
DIESES ÜBEREINKOMMENS,

IN DER ERWÄGUNG, daß
widerrechtliche Handlungen der
Inbesitznahme eines im Flug
befindlichen Luftfahrzeugs oder
der Ausübung der Herrschaft
darüber die Sicherheit von Per-
sonen und Sachen gefährden, den
Betrieb von Luftverkehrsdien-
sten ernstlich beeinträchtigen
und das Vertrauen der Völker
der Welt in die Sicherheit der
Zivilluftfahrt untergraben,

IN DER ERWÄGUNG, daß
solche Handlungen Anlaß zu
ernster Besorgnis geben,

IN DER ERWÄGUNG, daß
es zur Abschreckung von sol-
chen Handlungen dringend not-
wendig ist, geeignete Maßnah-
men zur Bestrafung der Täter
vorzusehen,
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HABEN FOLGENDES VER-
EINBART:

Artikel 1

Jede Person, die an Bord
eines im Flug befindlichen Luft-
fahrzeugs

a) widerrechtlich durch Ge-
walt oder Drohung mit
Gewalt oder durch eine
andere Form der Ein-
schüchterung dieses Luft-
fahrzeug in Besitz
nimmt oder die Herr-
schaft darüber ausübt oder
eine dieser Handlungen
zu begehen versucht oder

b) sich an der Begehung
oder der versuchten Be-
gehung einer dieser
Handlungen beteiligt,

begeht eine strafbare Hand-
lung (im folgenden als „die
strafbare Handlung" bezeich-
net).

Artikel 2

Jeder Vertragsstaat verpflich-
tet sich, die strafbare Handlung
mit schweren Strafen zu be-
drohen.

Artikel 3

1. Im Sinne dieses Überein-
kommens gilt ein Luftfahrzeug
als im Flug befindlich von dem
Augenblick an, in dem alle
Außentüren nach dem Einstei-
gen geschlossen worden sind,
bis zu dem Augenblick, in dem
eine dieser Türen zum Ausstei-
gen geöffnet wird. Im Fall einer
Notlandung gilt der Flug als
fortdauernd, bis die zuständigen
Behörden die Verantwortung
für das Luftfahrzeug und für
die Personen und Sachen an
Bord übernehmen.

2. Dieses Übereinkommen fin-
det keine Anwendung auf Luft-
fahrzeuge, die im Militär-, Zoll-
oder Polizeidienst verwendet
werden.

3. Dieses Übereinkommen fin-
det nur Anwendung, wenn der
Abflugort oder der tatsächliche
Landeort des Luftfahrzeugs, an
Bord dessen die strafbare
Handlung begangen wird,
außerhalb des Hoheitsgebietes
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des Eintragungsstaats dieses
Luftfahrzeugs gelegen ist, gleich-
viel ob es sich um ein Luft-
fahrzeug auf einem internatio-
nalen Flug oder auf einem In-
landflug handelt.

4. In den in Artikel 5 ge-
nannten Fällen findet dieses
Übereinkommen keine Anwen-
dung, wenn der Abflugort und
der tatsächliche Landeort des
Luftfahrzeugs, an Bord dessen
die strafbare Handlung began-
gen wird, im Hoheitsgebiet des-
selben Staates gelegen sind und
wenn dieser Staat einer der in
jenem Artikel erwähnten Staa-
ten ist.

5. Ungeachtet der Absätze 3
und 4 dieses Artikels finden die
Artikel 6, 7, 8 und 10 unab-
hängig vom Abflugort oder
vom tatsächlichen Landeort des
Luftfahrzeugs Anwendung,
wenn der Täter oder der Ver-
dächtige im Hoheitsgebiet eines
anderen Staates als des Eintra-
gungsstaats dieses Luftfahr-
zeugs aufgefunden wird.

Artikel 4

1. Jeder Vertragsstaat trifft die
notwendigen Maßnahmen, um
seine Gerichtsbarkeit über die
strafbare Handlung sowie über
jede sonstige gewalttätige Hand-
lung gegen Fluggäste oder Be-
satzungsmitglieder, die der Ver-
dächtige im Zusammenhang mit
der strafbaren Handlung be-
gangen hat, in folgenden Fällen
zu begründen:

a) wenn die strafbare Hand-
lung an Bord eines in
diesem Staat eingetragenen
Luftfahrzeugs begangen
wird;

b) wenn das Luftfahrzeug,
an Bord dessen die straf-
bare Handlung begangen
wird, mit dem noch an
Bord befindlichen Ver-
dächtigen in seinem Ho-
heitsgebiet landet;

c) wenn die strafbare Hand-
lung an Bord eines Luft-
fahrzeugs begangen wird,
das ohne Besatzung an
eine Person vermietet
wurde, die ihre Haupt-
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betriebsleitung oder, wenn
eine solche nicht besteht,
ihren ständigen Aufent-
halt in diesem Staat hat.

2. Ebenso trifft jeder Ver-
tragsstaat die notwendigen Maß-
nahmen, um seine Gerichtsbar-
keit über die strafbare Hand-
lung für den Fall zu begrün-
den, daß der Verdächtige sich in
seinem Hoheitsgebiet befindet
und daß der betreffende Staat
ihn nicht nach Artikel 8 an
einen der in Absatz 1 des vor-
liegenden Artikels genannten
Staaten ausliefert.

3. Dieses Übereinkommen
schließt eine Strafgerichtsbar-
keit, die nach nationalem Recht
ausgeübt wird, nicht aus.

Artikel 5

Vertragsstaaten, die Betriebs-
gemeinschaften für den Luft-
verkehr oder internationale Be-
triebsstellen bilden, welche einer
gemeinsamen oder internatio-
nalen Eintragung unterliegende
Luftfahrzeuge einsetzen, be-
zeichnen in geeigneter Weise für
jedes Luftfahrzeug den Staat
unter ihnen, der die Gerichts-
barkeit ausüben und die Eigen-
schaften des Eintragungsstaats
im Sinne dieses Übereinkom-
mens haben soll; sie zeigen dies
der Internationalen Zivilluft-
fahrt-Organisation an, die allen
Vertragsstaaten dieses Überein-
kommens davon Kenntnis gibt.

Artikel 6

1. Hält ein Vertragsstaat, in
dessen Hoheitsgebiet sich der
Täter oder der Verdächtige be-
findet, es in Anbetracht der
Umstände für gerechtfertigt, so
nimmt er ihn in Haft oder
trifft andere Maßnahmen, um
seine Anwesenheit sicherzustel-
len. Die Haft und die anderen
Maßnahmen müssen mit dem
Recht dieses Staates überein-
stimmen; sie dürfen nur so lan-
ge aufrechterhalten werden,
wie es notwendig ist, um die
Einleitung eines Strafverfah-
rens oder Auslieferungsver-
fahrens zu ermöglichen.
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2. Dieser Staat führt unver-
züglich eine vorläufige Unter-
suchung zur Feststellung des
Sachverhalts durch.
3. Einer auf Grund des Ab-
satzes 1 in Haft befindlichen
Person wird jede Erleichterung
gewährt, damit sie mit dem
nächsten zuständigen Vertreter
des Staates, dessen Staatsange-
hörigkeit sie besitzt, unmittel-
bar verkehren kann.

4. Hat ein Staat eine Person
auf Grund dieses Artikels in
Haft genommen, so zeigt er un-
verzüglich dem Eintragungsstaat
des Luftfahrzeugs, dem in Ar-
tikel 4 Absatz 1 Buchstabe c
genannten Staat, dem Staat,
dessen Staatsangehörigkeit die
in Haft genommene Person be-
sitzt, sowie, wenn er es für an-
gebracht hält, jedem anderen
interessierten Staat die Tatsache,
daß diese Person in Haft ist, und
die Umstände an, welche die
Haft rechtfertigen. Der Staat,
der die vorläufige Untersuchung
nach Absatz 2 durchführt,
unterrichtet die genannten Staa-
ten unverzüglich über das Er-
gebnis der Untersuchung und
teilt ihnen mit, ob er seine
Gerichtsbarkeit auszuüben beab-
sichtigt.

Artikel 7

Der Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet der Verdächtige
aufgefunden wird, ist, wenn er
ihn nicht ausliefert, verpflichtet,
den Fall ohne irgendeine Aus-
nahme und unabhängig davon,
ob die strafbare Handlung in
seinem Hoheitsgebiet begangen
wurde, seinen zuständigen Be-
hörden zum Zwecke der Straf-
verfolgung zu unterbreiten.
Diese Behörden treffen ihre
Entscheidung in der gleichen
Weise wie im Fall einer gemein-
rechtlichen strafbaren Hand-
lung schwerer Art nach dem
Recht dieses Staates.

Artikel 8

1. Die strafbare Handlung gilt
als eine in jeden zwischen Ver-
tragsstaaten bestehenden Aus-
lieferungsvertrag einbezogene,
der Auslieferung unterliegende
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strafbare Handlung. Die Ver-
tragsstaaten verpflichten sich,
die strafbare Handlung als eine
der Auslieferung unterliegende
strafbare Handlung in jeden
zwischen ihnen zu schließenden
Auslieferungsvertrag aufzuneh-
men.

2. Erhält ein Vertragsstaat, der
die Auslieferung vom Bestehen
eines Vertrags abhängig macht,
ein Auslieferungsersuchen von
einem anderen Vertragsstaat,
mit dem er keinen Ausliefe-
rungsvertrag bat, so steht es
ihm frei, dieses Übereinkom-
men als Rechtsgrundlage für die
Auslieferung in bezug auf die
strafbare Handlung anzusehen.
Die Auslieferung unterliegt im
übrigen den im Recht des er-
suchten Staates vorgesehenen
Bedingungen.

3. Vertragsstaaten, welche die
Auslieferung nicht vom Beste-
hen eines Vertrags abhängig
machen, erkennen unter sich
die strafbare Handlung als eine
der Auslieferung unterliegende
strafbare Handlung vorbehalt-
lich der im Recht des ersuchten
Staates vorgesehenen Bedingun-
gen an.
4. Die strafbare Handlung
wird für die Zwecke der Aus-
lieferung zwischen Vertrags-
staaten so behandelt, als sei sie
nicht nur an dem Ort, an dem
sie sich ereignet hat, sondern
auch in den Hoheitsgebieten
der Staaten begangen worden,
die verpflichtet sind, ihre Ge-
richtsbarkeit nach Artikel 4
Absatz 1 zu begründen.

Artikel 9

1. Ist eine der in Artikel 1
Buchstabe a genannten Hand-
lungen begangen worden oder
im Begriff begangen zu werden,
so treffen die Vertragsstaaten
alle geeigneten Maßnahmen, um
die Herrschaft des rechtmäßi-
gen Kommandanten über das
Luftfahrzeug wiederherzustel-
len oder aufrechtzuerhalten.

2. In den Fällen des Absatzes 1
erleichtert jeder Vertragsstaat,
in dem sich das Luftfahrzeug,
die Fluggäste oder die Besatzung
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befinden, so bald wie möglich
den Fluggästen und der Besat-
zung die Fortsetzung der Reise
und gibt das Luftfahrzeug und
seine Ladung unverzüglich den
zum Besitz berechtigten Per-
sonen zurück.

Artikel 10

1. Die Vertragsstaaten gewäh-
ren einander die weitestgehende
Hilfe im Zusammenhang mit
Verfahren, die in bezug auf die
strafbare Handlung oder son-
stige in Artikel 4 genannte
Handlungen eingeleitet werden.
In allen Fällen ist das Recht
des ersuchten Staates anwend-
bar.

2. Absatz 1 läßt Verpflich-
tungen auf Grund eines ande-
ren zwei- oder mehrseitigen
Vertrags unberührt, der ganz
oder teilweise die Rechtshilfe
in Strafsachen regelt oder re-
geln wird.

Artikel 11

Jeder Vertragsstaat über-
mittelt dem Rat der Internatio-
nalen Zivilluftfahrt-Organisa-
tion in Übereinstimmung mit
seinem nationalen Recht so
schnell wie möglich alle in sei-
nem Besitz befindlichen sach-
dienlichen Angaben über

a) die Umstände der straf-
baren Handlung;

b) die nach Artikel 9 getrof-
fenen Maßnahmen;

c) die in bezug auf den Tä-
ter oder den Verdächtigen
getroffenen Maßnahmen
und insbesondere das Er-
gebnis eines Auslieferungs-
verfahrens oder eines an-
deren Verfahrens.

Artikel 12

1. Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsstaaten
über die Auslegung oder An-
wendung dieses Übereinkom-
mens, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird auf Verlangen eines dieser
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Staaten einem Schiedsverfahren
unterworfen. Können sich die
Parteien binnen sechs Monaten
nach dem Zeitpunkt, zu dem
das Schiedsverfahren verlangt
worden ist, über seine Ausge-
staltung nicht einigen, so kann
jede dieser Parteien die Streitig-
keit dem Internationalen Ge-
richtshof unterbreiten, indem
sie einen seiner Satzung ent-
sprechenden Antrag stellt.

2. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder der Rati-
fikation des Obereinkommens
oder dem Beitritt zu diesem er-
klären, daß er sich durch Ab-
satz 1 nicht als gebunden be-
trachtet. Die anderen Vertrags-
staaten sind gegenüber einem
Vertragsstaat, der einen solchen
Vorbehalt gemacht hat, durch
Absatz 1 nicht gebunden.

3. Ein Vertragsstaat, der einen
Vorbehalt nach Absatz 2 ge-
macht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch eine an
die Depositarregierungen gerich-
tete Notifikation zurückziehen.

Artikel 13

1. Dieses Übereinkommen liegt
am 16. Dezember 1970 in Den
Haag für die Teilnehmerstaaten
der vom 1. bis 16. Dezember
1970 in Den Haag abgehaltenen
Internationalen Luftrechtskon-
ferenz (im folgenden als „Haa-
ger Konferenz" bezeichnet) zur
Unterzeichnung auf. Nach dem
31. Dezember 1970 liegt das
Übereinkommen für alle Staa-
ten in Moskau, London und
Washington zur Unterzeichnung
auf. Ein Staat, der dieses Über-
einkommen nicht vor seinem
Inkrafttreten nach Absatz 3
unterzeichnet, kann ihm jeder-
zeit beitreten.

2. Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifikation durch die
Unterzeichnerstaaten. Die Rati-
fikations- und Beitrittsurkun-
den werden bei den Regierungen
der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, des Vereinig-
ten Königreichs Großbritannien
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und Nordirland und der Ver-
einigten Staaten von Amerika
hinterlegt, die hiermit zu Depo-
sitarregierungen bestimmt wer-
den.

3. Dieses Übereinkommen tritt
dreißig Tage nach Hinterlegung
der Ratifikationsurkunden durch
zehn Unterzeichnerstaaten dieses
Übereinkommens, die an der
Haager Konferenz teilgenom-
men haben, in Kraft.

4. Für andere Staaten tritt
dieses Übereinkommen mit sei-
nem Inkrafttreten nach Ab-
satz 3 oder dreißig Tage nach
Hinterlegung ihrer Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde in Kraft,
je nachdem, welcher Zeitpunkt
später liegt.

5. Die Depositarregierungen
unterrichten unverzüglich alle
Unterzeichnerstaaten und beitre-
tenden Staaten über den Zeit-
punkt jeder Unterzeichnung, der
Hinterlegung jeder Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde, des In-
krafttretens dieses Übereinkom-
mens sowie über alle sonstigen
Mitteilungen.

6. Die Depositarregierungen
lassen dieses Übereinkommen
sogleich nach seinem Inkraft-
treten gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen
und gemäß Artikel 83 des Ab-
kommens über die Internatio-
nale Zivilluftfahrt (Chicago,
1944) registrieren.

Artikel 14

1. Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an die Depositarregierun-
gen gerichtete schriftliche Noti-
fikation kündigen.

2. Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation bei den Depositarregie-
rungen wirksam.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten, hierzu
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von ihren Regierungen gehörig
befugten Bevollmächtigten dieses
Übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Den Haag
am 16. Dezember 1970 in drei
Urschriften, jede in vier ver-
bindlichen Wortlauten in eng-
lischer, französischer, russischer
und spanischer Sprache.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten
Ratifikationsurkunden wurden am 11. Feber 1974 bei den Regierungen der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Nord-
irland und der Vereinigten Staaten von Amerika hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem
Artikel 13 Absatz 4 am 13. März 1974 für Österreich in Kraft getreten.

Derzeit gehören dem Übereinkommen folgende Staaten an:

Argentinien, Australien, Barbados, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dahomey,
Dänemark (ausgenommen Färöer-Inseln und Grönland), Deutsche Demokratische Republik,
Ecuador, Elfenbeinküste, El Salvador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabon, Ghana, Griechenland,
Guayana, Irak, Iran, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kanada, Kolumbien,
Korea, Libanon, Malawi, Mali, Mexiko, Mongolei, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande (ein-
schließlich Surinam, Niederländische Antillen), Niger, Nigeria, Norwegen, Pakistan, Panama,
Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Süd-
afrika, Taiwan, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechoslowakei, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland (einschließlich der unter der Ober-
hoheit des Vereinigten Königreiches stehenden Gebiete sowie des Britischen Protektorats der
Salomon-Inseln), Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Weißrußland, Zypern.

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikation- oder Beitritts-
urkunden folgende Vorbehalte erklärt oder Erklärungen abgegeben:

Brasilien, Bulgarien, Ecuador, Malawi, Mongolei, Polen, Rumänien, Sowjetunion, Südafrika,
Tschechoslowakei, Ukraine, Ungarn und Weißrußland haben erklärt, daß sie sich durch Artikel 12
Absatz 1 als nicht gebunden betrachten.

Argentinien:

Die Geltung dieses Übereinkommens für Gebiete, deren Oberhoheit zwischen zwei oder mehr
Staaten strittig ist, ob diese nun Vertragsstaaten des Übereinkommens sind oder nicht, ist nicht
als Änderung der von jedem dieser Staaten bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt eingenommenen
Haltung oder als Verzicht auf diese oder als Abweichung von dieser auszulegen.

Häuser


